
SaEung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung
der Gemeinde Mlltach

(EnhrässerungssaEung - EWS)

,o.fi 31.07.2025

Auf Gruno von Ar.t. 23 und Art.24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abo. 2 und g der Gemeindaordnung (GO)
§cwi9 Art. 34 Abs; 2 Satr 1 dos Bay6ri.schen Waesergesetzes (BayWG) Brtässt die Gemeinäe Mil-
tach folgende §akung:

§1
Öffentllch j Einrichtung

(1) Diq Gemeinde betreiOt eine öffentlich€ Einrichtung zw Abrrva§aerb.eseitigung {Entwäqserungg-
einrichttrng) für das von d6r ggmsindliohen Entwässerungssinrichtung enttoigte-Gebiet.

(2) Art und Umfang dor Enhrässeiung6einrichtung beiflmrat die Gemeinde.

($) Zur Entwäseerung-seinrichtung gehörqn äuch die im öfientlhhen. Straßertgnund liegenden Teite
der Grundstücksanschlüsse.

§z
Grundstückshegrlft Verpfl ichüete

(1) Grundsttlck Im §inn dieEer sauung ist jedals räumlich zusämmenhängEnde und ein€m gem6ln-
aarnen Zareck dienende Grund§igdntum deEselben Eigent(lmirs, das ein6 selbstdtändige wirtschaft-
liche Enheit bilddt, auch wenn ee sich um mehrerE Grundetllcke oder Teile von Grundstücken im
Sinn des Grundbuchrechts handelt. Saweit rechtlich verbindlict€ plEnerische Vorgaben vorhanden
sind, sind sie zu berücksichtigon.

(2) Die in dieser Satsung'für Gruidstückseigenttimer erlasEanen Vorschriften gelteri duch fürTeilei-
gefltümer, Efubaubarechtigt€, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher
und sonstige zur NtEung elnes Grundgtücks dinglich Eereqhtigto. Von mehreren dinglich B€red1.
tigten ist jeder b€rechtigt und verpflichteü sie haften als G€samtschuldner.

§3
Bsgriffsbestimmungon

lm Sinn dieder Satzung.haben die nachst6h6nd€n Begrlffe folgende Bedeutung:

1, Abwassel

lst däg durch häuslichen, gewerblichen, landwirtsch€ffliehen oder sonstigen Gebrauch in sei.
nen Eigenschaften veränderlo \ hssei und das lei Tiockenwetter dämit zusamrien abflie-
ßende Wasser (SchmuBvasser) sowie da8 von Niederschlägen aus dem Bereich von be-
bauten oder bofustigton Flächan gesammelt abfließende Wä6üer (Niederschlagswasser).

BetriBb€n anfallgnde Abrivasser (einschließlich Jauche und G(ille), das dazu bestimmt ist, euf
landwlrtsqhEftlich, forsMltschaftllch oder gärtneriscir genutzte böden aufgebracht zu wer-
den; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbeeonderE daa hltusliche Abwasser.
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2. Kanäle

slnd MiscfMasserkanäle, gchrnuEwasBerkanäls odot Regenwasserkanäle einschlleßliCh
der Sonderbauwerke wie z. B. Schächte, Regenbecken, Pwrpwerke, Regenüberläufe.

§chmutzwasserkafläle

dignen eLt§schließlich der Aufnahme und Ableltung von Schmutzwasser.

MischwaEErkanäle

sind zur Aufnahme und Ableilung von Niedersohlags- und ScfimutäAra$er b€8timmt.

R6Cienwa§serkanäle

diäneh aurs§chließlich der Auftrahme und Ableitung vön Niedärschlägs,wasser.

Sammelklilranlaqe

lst eine Anlago zur Reinigung des ln den Känähn gesammelten Abwasser8 einschließlich
ddr Ableitung zum Gewässer.

Grund3tückBenschlüsse

sind

- belFrelepleg€lkaiälen:

dia L6itungen vom F.anal bis zum Konkollschacht. lsl 6r gegen § I Abs. 3 Satz 1 El /S
kein Kontiollschacht vorhand6n, endet der Grundsttlckanechlues an der Grenzg dEe
öffentlichen Skaßengrundes zu privaten Grundetocken.

Grundstilek§€nihdässerunosanlaoen

Elnd

- belFr€liplegelkanälen:

die Einrichtungen eines GrundetückB, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis
einschließlioh des Kontrollschechts. Hierzu zählt auch die im Bedarfefall erfordedlche
Hebeanlage zur ordnurEsgemäßen EntwäsBerung eines Grundstücks (§ I Abs,4). lst
entgegen § I AbE. 3 Setz 1 EWS kein Kontrollschacht vorhanden, endet die Grundst0ck-
sentwässerungsanlegB an der Grenze pijvatdr Grundstiloke zwn öffentlichen §tja6an-
grund;

Kontlollschaoht

ist ein Übergabeschächt, der zut Kontrolle und Wartung dar AnlagB d'Ent,

Messschacfit

iat €irE Eihrichtung fllrdle Messung dFE Abwa§B€rEbffusses oder.die Entnahrne von Abu,as,
§erproben,

ö
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l'.t. Ahtaeserb€handlunosanladc

ist eine Einrichtung, die dazu dient, dle Scträdlichkeit des Ahrassorg vor Einleltung in den
Kanal zu vermlndom oder zu beseitigBn. HiErzu zäh16fl inEbesondere Kleinkläranleg6n zur
Relnlgung häullichen Ahrascars sowle Arrlagcn zur (VorrBehandlung geworblichen oder
industri€llen AbtvasEers.

12. Fachlich geeigncter Unt€m€hmer

ist eln Unternehmer, der geeignei ist, Aöeiten an Grundstocksantwäaserungsanlagcn fach-
kundlg auszuführcn. Vorau$atzung6n t{lr die fecfilicha Eignung sind insbesondere

die ausreichende berufllche Qualmketion und Fachkunde d6r verantwortlidten technl-
schen Leitung,

die Sachkunde des eingeseElen P€rsonels und dessen nachwelslicha Qualifikation frr
die jeweiligen Arbeiten en Grund3tücksentwässerungsanlag€n,

dle Verfügbarkeil der b€nötigten Werleeqge, Maschincn und Geräte,

di€ V€rfiigbarkeit und K€nnlnis der enbprechonden Normen und Vorec,hrifren,

eine lnteme Qualitätssicfierung Weltarbildung, Kohtrollen und Dokumenlatlon)

§{
AnachluaB- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundst0cksEigo tümsr kann verlangcn, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieserSat
zung en die Entu/ässerungEeinrichtung sngoschloss€n wird. Er lst berechtigt, nach Maßgab€ dor
§§ 14 lis 17 das anfallende Atuvasgar in dic Enttüsserungselnriohtrrng einzulcitcn.

(2) Das Ansdtluss- und BenutzungsEcht erBtrecK sich nur ard solche GrundEtocke, die durch einen
Kenal eßchlossen sind. Der Grundstückeigontümer kann unbaschadet weiter g€h€nder bundes-
und landesgE3otzllcher Vorschriflan nicht verlangen, dass neue Kenäle hergestellt oder b€§tehende
Kenäle geändert werden. Welche Grundstocke durch elnen Kanal erschlossen werd€n, bcstimmt
dle Gemeind6.

(3) Ein Arischlus+ und BenuEungsrecht bestoht nicht,

wenn das Abwasser wegen s€iner Afi oder Menge nlcht ohne Weileres von der Entwäss+
rulXp€inricfrtung übernommen werden kann urd b$ser von dGmjenigen behandolt wird, b€i
dem ee anfällt oder

solangc eine Übemahme des Abwass€rs technisch odet wegen de6 unvefiältnbmäßig ho-
hen Aufirands nicht mögllcfi i8t.

(4) Die Gemeinde kann den Ansdrlu$e und dle Benutzung versagon, w€nn dle gesonde e Behand-
lung de8 Abwassers wcg6n der Siedlungs8kuktur dae Wohl der Allgemeinheit nicht b€€inträchtigt.

§E
Anschliäs- und BenuEungezwang

(1) Die zum Anschlusa Borechtigten (§ 4) sind verpfllcht€t, bebautc Grundstücke an di€ Entwässe-
rungseinrichtung enzuschlleßen (Anschlus3zwäng). Ein Anschlusszrvang bcatcht nicht, \irenn d€r
An3chlusi rechtlich odcr tatsächlich unmöglich i9t,
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(2) Die zum Anlchlßa Bcr6chtigt€n (§ 4) sind verpflichtet, auch unbebaute GrundBtocke an di€ Ent-
wäeeerungseinrichtung .nzuschllöllcn, wchn Ahraslar änfällt.

(3) Ein Grundstück gilt als bsbeut, w€nn auf ihm baulldte Anlagen, bel doren Benutzung Abwa36ef
anfall€n kann, dau€md oder vorüb€rgohond vorhanden sind.

(4) Bei baulichen Mäßnehmen, die eine Verändsrung der Ahflasser€inleitung näch Mong€ odEr Be-
schafienheil zur Folge haben, muss der Anschlugs vor dem B€glnn d€r BonuEung dcs Baus herge-
itollt sein. ln allcn anderan Fällen iet der Anschluss naoh schriftlicher Aufforderung durch die Ge-
meinde innerhalb der von ihr gesetzten Fri§! hezustellen.

(5) Auf Grundstüd(Bn, die an die Enlwässerungscinrichtung angcschloascn sind, ist lm Umrang dcs
BonuEungsrechts alles Abwasser in dle Entwälserungseinrichtung eirEuleiten (Benulzungszwang).
Verpfiichtet elnd d€r Grundstüqksoigontümer und alle Benutser derGrundotocke. Sh haben auf Väi-
langen der cemoinde die daflir erforderlbhe Überwachung zu duld€n.

(6) Der Anschluss- und Benutzungsärang gilt nicht flIr dic Bcacitigung yon NiadoBd{eg3wEslcr,
sof6m auf dem Grundst0ck selbst de$en Varald<erung odar andenreifige Beseiflgung ordnungs-
gemäß möglich ist,

§6
Befielung von Anschluaa- gder BenuEungazwang

(1) Von dar Verpflichtung zum Anschluee oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil
b€freit, wenn der Anschluas oder die BonuEung aus besonderen Grunden auch unter Berucksichti-
gung der Ertordomisse d€s Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Arilrag auf B€freiung ist unt€r An-
gab€ der Grunde schrlftlich bei der Gemeinde elnzuraichon.

(2) Die B€fr€iung kann b€fristot, untor Bodingungen, Auflag€n und VMd€rrufuvoöehalt erteilt werden

§7
Sonderverclnbarungen

(1) lst der Grundst0ckselgcntümer nlcht zum Anechluss oder zur Eenutrung berechtigt oder ver-
pf,lchtet, kann dio Gemelnde durch Vsreinbarung cln besondcruB B€nulzungsverhältnia-bogrändan.

(2) For dieses BcnuEungsverhäflnis gelten die B€stimmungen dle8er satrung und dcr Be]tsaga- und
Gebohrensatsung entsprechend. AusnahmswBba kann ln d€r Sondervcreinbarung Abweichendes
b€stimmt wrrdan, sowslt dlea sachg€r€cht lst,

§8
Grundstückeanschluss

(1) Der Grundat0cksenschluss wird von der Gcmeinde hergestellt, verbeBsert, emeu€rt, geändert
und unterhahen soilie Btlllgelogt und bcaeitgt. Dle Gemelnde kann, soweit der Grundstucksan-
schluss nicht näch § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungscinrichtung ist, auf Antrag zulaslcn
odor vor Amts wegen anordnen, dag! der Grund6tück elgentümer d€n Grundstücksanschluss ganz
oder teilweigc hcrstellt, vcöes3€rt, Emeu€rl, ändett und unterhält sourle stilllegt und be8eftigq s 9
Abs. 2 und 6 aowle §§ 10 bis 12 gen€n entspIodtend.

(2) Die Gemolnde b€§timmt zahl, Art, Nennweite und F0hrung der Grundstücksansohtuss€. sir be-
sllmmt aucfi, wo und an welchen Känal anzuschließen iet. Bogründete l rilnsch€ dss
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GrundqiückseigentÜmFrs werden dabai nach MÖglichkelt ber{ickgichtigt. §oll der Gruirdstücksan-
sahlus§ aul Wun€ch des Grundsttickseigi6ntümqIi- naohträglich geändJrt werdan, so kann dle Ge-
meinde verlangen, däCs di6 t(oirtentiagung vorher in eirier g;esonäerten Vereinbarung geregelt wird.
Uriter einer nachträglichen Anderung iit aüch ein zusadicfr,er Grundstilcksanschtueä äu ve-rstehen.

(3) 
.Jeder Grundstückseigenttlmer, dess€n Grundst0ck an die Entwässrirungseinrichtung ange-

schlos§eh cder anzuscltlbßen ist, muss di6 V€rlegung von Grundstocksansdilüss"n, den Einba.u
von Schächten, Schiebem, Messeinrichtungen unä Ae-rgleicten und von Sonderbauwerken zulas-
sen, ferner das.Anbrlngen vo-n Hlnwelsschildern dulda. n, eoweit diese Maßnahmen lür die ordnungr
gernäße Beseitlgung das zuf sainem Grundsttlck anfallsnden AbwaercrE erforderlich sind.

§s

(-r) Jedes Grundstock, ,"r..:::1"Jr"::;:ffiffi,nu,,n *hd, isr vorher vom
GrundstücksElgentütmer mit ainer Grundstücksentwässerurrgsinlage zu versehett. Wird das
schmuEwaeEer über die Entwässerungs€inrichtung abgereitef, aber 

-kein;r sa;;;üiäonr"g" iu-
geführt, ist dle Grundstücksentwäaserüngsantage -mit 

äiner Abwaeserbehandlungsanlage euszu-
statten.

(2) Dl6 Grundstqcksentwässerungsanlägä und did.Abwasserbehendlungsanl€ge im sinn dg§ Abs, 1

.SaE 2 slM nach d€n allgemein anerkanhten Regidh d6r T€chnik hezuitellen, zu betreh6n, zu ver-
bessern, zu emeuem, zu ändern; zu unterhalten, stillzulegen odsr zu baeeltigen" Für die Reinigungs-
lei§tung där Abwasseöehandlungsänlage im sinn d€E Äb§. 1 Satr 2 iet därub€r hinaus d€istand
der Technik maßgeblich.

(3) Am Ende der GrundstÜck8entwä§aerungsanlage ist ein Kontrollschacht zu errichten. Die Ge-
meindd kann verlangen, dass anstelle oder zustltslich zum Kontrollsehecht ein Meesschacht zu er-
stellen ist.

(4) Bestehtzum Kanel.k6in ausreichendes Gefälle, kann die Gemeinde yom Grundstück§6ig6nlüm6r
&n Einbau und den Betrieb einer Heboailege zul Entwässerung des Grundstucks verlangenrwenn
ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung des AMassers bei einer den allgämein an-
rerkanntBn Regeln der T€ehnik entsprechenden Planung und Ausflihrung des Kanalsystems fgr die
Gemeinde nicht möglich od6r nicht wirtEchäftlich irBt.

(5) Geg€n defl Rückstau des Abwassörs äUg d€r Entwässerungseinrlct aing hat aiclr jeder An-
§öhlussnehmer eehst zu Bchtltsen.

(6) Die Grundstückeentuässerungsanlage sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fechlich g66ignete
Unternehmer ausgeführt werden. Die G€meinde kann den Nachweis derfachlichen Eignung viaan-
g6n.

Zutaeurg u", o*oO"äJf*"nüiräsrorungiärta6a

(1) Bevor die GrundstllckentuässerungsenlagE hargestellt oder geändelt wird, sind der Gemeinde
folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen;

q) Lag€Flan deB zu entvyässemden Grund3tüd€.h Maktab 1:1.000,

Grundris+ und Flächenplelne im Mäßslilb 1:100, aus deiren der Vertaul der Leitünsein uhd
irn Fell des § I Abs, 1 Satz 2 die Aburasssrb€handlurigsanlaEe erslchflich Elnd,

b)
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c) Längsschnitte .aller Leitungen mit Elarstollung der Entwässerungsgegcnstände im. Maßatab
1:100, bezogan aut Nomel-Null (NN), aus denen insbeeondere die GBIändB. und Kanalsoh-
lenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Quorschnitte und Gefälle der Kanäle,
Schächte, höchstE Grundwasserobei{ltclE zu.ereehen sind,

d) wenn Gewerbe- oder lndustrieahrvasEer oder Abrv.ass6l, das in seiner Beschalfenheit erheb-
lich Vom Haueabtvasear abweicht, zugeführt wird, ferner Angabon übsr

Zahl der Beschäflig[en und der ständigen B€wohnÖr euf dem Grundstück, wehn deren
Ahvas6er miterfasst werderi soll,

Menge und Beschaffenheit da8 VeraÖeitungrsmaterials, der Ezeugnisse,

dle Ab,wasaEr ezeugenden B€trieb8vorgänge,

Höch8tzufluss und Besdraffenheit des zum Einleiten bestimrnten Abwässöfs,

- die zeiten, in denen elnoeleltet wkd, diä Vorbahandlung des Abwassert (KtJhlung, Rei-
nigung, N€uüali8ation, Dekonteminierung) mit BemesBungenacfwvei§on.

Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch..dGn wasseMidschaftliohen Betriebsplan (Zuflus9.
Verbrauch, Kreislauf, Abflues) und durch Pläne dei zur Vgrb6handlung beebchhtigten Einiichtun-
gen. Die Pläne rnüssbn den bei der Gerneinde aufliegenden Planmustein entsprechen, Alle. Unter-
lagen sind vom GrundBtückseigpntümsr und dem Planfertlger zu unt€rschreiben. Die Gameindo
kanfl erfortlerliahEnfalls weitere Unterlagen anfordern,

(2) Di6 Gemeinda prilfr, 6b di6 geplänte Grundstüak§entwäs§eruhgBanlage den Be§timmungen dle-
sei SäEung dntspricht. l8t das der Fall. erteill die Gemeifide ichriftlich ihre Zuslimmung und gibt
eine Fertigung der. eingereichtan Untedagen mit Zustimmungsvbrme* zurück; diti Zustimmung kann
unter Bedingungen und Auflagen eneiI werden. Entspricht dle Grundstilcksentwääserungsanlage
nicht den Bostimmungeh dieaer Satzung, s€tzt dle Gemeinde dem Grundstuckseigentümer unter
Angabe der Mänggl 6ii1e errgEmessene Frist zur Berichtigung und emeuten Einreichung der geän-
derten Unterlagen bei der Geineinde.

(3) Mit dar Herstellung oder Anderung der-Grundstücksentwässerungsanlage darf erst begonnen
wBrden, wenn die Zustlmmung naah Abs. 2 srteilt worden ist.. Eine GenehmigungEpflicht nach eon§-
ilgen, insbeeondeie nach strEßen-, bau- und waasafrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zu-
stlmmung unber0hrt.

(4) Von den Bestimrnungen der Abs. 1 bia 3 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen.

§tr
Herctallung und Prüfung d6r Grund$t{lclsentwäaserungranlage

(1) Der Grundst0ckselgentümer hst der Gemeind€ den Beginn des Herstellena, des Anderna, des
Ausfohrens grÖßarer Unterhelungsarbeiten oddr des Beseitigens spätostens drei Tage vorher
schriftlic*r anzuzdigeri und gleichzeit§ den Untemehmer zu trnennen. Muss wegen Gefahr im Ver-
zug mlt den Arbeiten 6obrt begonnen werden, ist der Beginn innerhälb von 24 Stunden schriftllch
anzuzeigen.

(2) Die Gameindd iat barachtigt, dle ffbeiten zu 0berprulEn. Der GrunditücksBigentümer hat zu Ell6n
Überpr{lfungen Aroeltskräfte, Geräte und Werkstoffe trereitzu§tellen.

(3) Der Grundstückeeigenttimer hat die Grundstocks.entwäsee-rungsanlage vor Verdeckung der Lei-
tungen auf eatzungsgemäße Erfichtung und vor lhrer lnbstri€bnshme auf Mängelfreiheil durch einen
nicht än der Baüau§f{ihrung betBiligt€n fachlich geeigneten Unternehm€r prüfefl und das Ergobni§
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durch dies6n bestätigen zu lacsen. Dlaa gilt nicht, eorivelt dle GEmeinde die Prüfungon lclbst vor-
nimmti 3ie hat dbs vorhcr anzukündigen. Abe. 2 §ak 2 gilt cntsprecficnd- Werden die Leitungen vor
Durcfiführung der Prtlfung auf aaEungogomäßc Enichiung d6r Grund3t0cks€ntwässcrungsenlagp
verdeckt, slnd sie auf Anordnung de. Gemeinde frcizulegcn,

(4) Sor'ßit die Gemelnde die Prüfungen nicht sclbot vomimml, hat der crundstückseigcntomer dcr
G€meinde di€ Bo3lätigungcn naofi Abs.3 vor V€rd€ckung der Leitungen und vor lnbslrl€bnahmc
der Grundstücksontwässerungsanlege unaufgefordert votzulegen. Die Gemelndc kann dle Verde-
ckung der Leitungen oder dle lnbeMebnahme d€r crundst0cksentwässerungssnlege innerhalb €i-
nea Monate nach Vorhge der Beatätigungen oder unverzüglich nach Prtlfung durch die GemeindE
schriftlich unteeagcn. ln diesem Fall setzt die Gemalnde dem Grundstückseig€ntümer untar Arqatrc
der Gründe für dio Unterlagung einc angemeseenä Nrchfri6t ftlr dle Beseitigung d€r Mängel;
Sälze 1 und 2 sowie Abs. 3 gelten entsprechend.

(5) Dic Zustimmung nach § 10 Abs.2, die Beetätigungen des fachlich geeigneten Untemehm€rs
oder die Prttfung durch die Gemeinde befreien d6n Gnrndatückscigent0mer, den ausführcnden oder
pr0ferden Unternehmar sowie don Planfcnigcr nicht von d€r Vorantwortung rur die vorschrifts.mä-
ßige und fehlerfreie Planung und Ausführurg der Anlage.

(6) Llegt im Fall deg § I Ab6. 1 §sk 2 dio B€stätigung ein6s privaten Sachversländigen der Was-
EeMirtschaft über die ordnungBgemäße Enichtung der AbwaBserb€handlungsanlage gemäß d€n
Rlchtllnien fOr Zuwendungen für Kloinkläranlagcn vor, ersetrl dles6 in ihr6m Umfange die Prüfung
und Bestätigung nach Abe. 3 und Abs. 4.

.. §,r2
Ubenvechung

(1) D6r Grundstückseigentalmer hät dio von ihm zu untefialtenden Grundstircksanschlussc, Mess-
gchädrte und Grundstücksantwässerungsanlag€n, die En Mi8ch- od€r SchmuEwasserkanäle ange-
schlossen Blnd, in Ahtänden von jeweils 20 Jahren ab lnb€triebnahme auf eigen€ KGten duroh
einen fachlich geeignaten Untemehmer auf Mängelfreihait prübn und das Erg€bnis durch diecen
baatätigen zu lassen. FUr Anlegon ln WasserEchuEgebieten gelten küzere Absulnde entsprechend
den Festlagungen in der jewailigen SchuEgebietsvarordnung: ist dort nlchts gEr6g6lt ist di€ Dichthait
wioderkehrGnd alle fonf Jahre durch Sichtpr{ifung und alle zehn Jahre durch Druckprob€ oder ein
andsr€s gl€lchwertigos Verfahr€n nscfizuw€isBn. FeslgeEtellte Mängel het der Grundstückseigen-
tomer unvezüglich bos€itigon zu lasscn. Bei erhoblichen Mängeln ist innerhalb von scchs Monalen
näch Ausstcllung der Bestätigung eine Nechprätung durcfizuführen. DiE Gemeinda kann verlangen,
dass die Bestätigung über dle Mäng€ltreiheit und über dle Nachprülung bei f$tgestellton Mängeln
vorgelegt werden.

(2) Ftlr nach § I Abe. 1 Satz 2 erforderllclrc Abwasserbehandlungsenlagen gelten die einsctlägigen
wä§se.rDchtliChen Bcatimmungcri, insbesondor€ Art. 60 AbB. 1 und 2 BayWG für Klelnkläranlagen.

(3) Der Grundstuckselgenttlmer hat Störungen und Schäden an dgn GrundstücksanEchl0ssen,
Messschächten, Grund8tucts€nt/väE8erungsanlagon, übenrachungseinrichtungen und AbMaasser-
behandlungrsnlagen unväzügllch der Gemeirde anzuzeigen.

(4) Wrd G6ur6rb€- oder [ndustrbabwasser oder Abrvasser, das in aeiner B$chaffenheil e]hoblich
vom Haßab,lvasser ab/veicht, der Entwässerungscinrichtung zugeführt, kann dle Gemolnde den
Einbau und den Betricb von Überwachungseinrichtungen verlangen. Hierauf wlrd ln der Regol vcr-
lohtet, sowEit für die Einleltung eine wasseffechtllche Genehmigung der l+eisveMaltungsbehörde
vorliegt und die Ergebnisse der wesson€chtlich vorgeschriobcnen Eigen- odar Selbstobcrwachung
der Gemeinde vorgclegt weden.

(5) Unbeschädet der Ab6. 1 bie 4 iet die Gemelnde befugt, die Grundstückentwässerungsanlagen
iederz. eit zu tlbeeruhn, Abwasserprobon zu ontnehmen gowie MBsungen und Urderwchungen
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durchzufohrEn. Desselbe gilt fur die Grundstück8anschlüsse und Messschächle, wenn sie die Gc-
meindo nicht §elbst unterhält. Dle Gcmdnda kann Jedezeit verlangcn, dasa dic vom Grundstooks-
eigent{imer zu untcöaltenden Anlagen in eincn zustand g.bractt worden, dor störungen snderer
Elnleiter, Beeinträchtigungen der Entwäaserunge€lndchtung und Ge\rvässerverunreinlgungen aua-
schließt. Filhrt dic Gemeindc auErund der Sätz6 I oder 2 eine überprüfung d6r Grundstücks€nt-
wässerungsänlagan, der Meesscftächte oder dcr yom Grundstäckselgentümcr zu untcrhaltendcn
GrundEtückesnschltlEse auf Mängolfrdheil durch, beghnt dle Frist naci Abs. 1 Satz I mit Abschluea
der Prtilung durch die Gem.inde nsu zu laufen.

(6) Die Verpflidrtungen nach dcn Aba. 1 bis 5 geltGn audr llir den Benutser de8 Grundsttick8.

§{3
Stllllegung von EntwäEserungsanlagen auf dcm Grundstock

Sobald cin Grundatück an die Entwässerungseinriohtung angescfilo83en ist, slnd nldlt der Ablöitung
zur EntwäBserung8einriütung dionende Grundstüek8€nhrässerungsanlagen so.vie dazugehör[ä
AhflasserbehandlungEanlagon in d€m umfeng außer Bctrieb ru lcEen, in dcm das Grundsttick
{iber die EnhträBsorungs€inrichtung entsorgt wird. § I Abs. 1 Sak 2 bleibt unberührt,

§{.
Einleiten ln dle Krnälc

(1) ln Sümuhrasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur Nl€der5chlagr-
vvasser oingeleitet werden. ln Mischwasssrkanäle darf Eowohl Schmutr- als auch Niederschlags-
wasser cingaleitet werden.

(2) Den Zeltpunld, von dem Eb ln die lGnäle eingcleitet werden darf, b€stimmt die Gemeinde.

vorbot de. einr"renclJrSnrehlngsbedhgungon

(1) ln die Entwässcrungsoinrlchtung dürfen Stoffe nicht elngchibt oder eingebracht werden, die

- dlc dort b€scftäfrigilen Personen gefährden oder deren Gosundheit beeinträchügon,

- die Entwäscerungaeinrlchtung oder die angeschlosEGnen Grundstücke göfährden oder be-
schädigen,

- den Betnob d6r Entirässerung3oinrichtung ersohwcren, behindern od6r b€einhächtigen,

- die landwirbchaftlicho oder gärtnerl3cte Verx/ertung de6 Klärachlamms erschweren oder
v6rhindam od€r

- sich sonst 8chädllch auf di€ Umwelt, insbesondero dle GewäBrer. auewlrten.

(2) üesca Verbot gilt insbe3ondcr€ für

1. feuergefährliche oder zerknallfählge Stollo wh BdrEin od€r ö1,

2. Infcküöae Stofia, Medikamentc,

3. radioaktive Stofh,
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6

7

4

5 Ahrvasser oder andere Stofie; die cchädliohe Augdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten
können,

Farbstofb, Eofleit sie zu elner deutlichen Verfäöung des Ah,vassers in der Sammelkläran-
lage oder des Gervässer8 firhren, LöBemittel,

GrunG und Qucllwä*t€r, sor ri€ Dralnwasger

feste Stoffe, auch irt z€rklsin6rtEr Form, wie Sohutt, Asche, Send, Kiea; Faserstoffe, Zement,
Kunsthaze, Teer, Papfc, Dung, KlichenEbfälle, Schhclrtabfälle, Treb6r, H€h, flus3lgo
Stofie, die erhärten,

Räumgut eus Leichtstoft- und Fettabscheidem, Jauche, G0lle, Abwasser au8 Dunggruben
und Tierhaltungen;.Sllagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke,

Absetsgut, Räumgut, Schlämm€ odor Suspensionen aus Ah essorbohandlungsanlagen und
Abort$ubcn unbcachadct gcmeindllcher RegelungGn zur Beseitlgung dsr Fäkabchlämme,

10, Stoffe odcr Stoffgruppcn, die wegen der BesorgnE ein€r Gmigkeit, Lenglebigkcit, Anrelch6-
rungsfähigkeit od€r einer krebeezeugenden, fruchtschädig€rden oder erbgutv6rändemdsn
Wrkung ale gefährlich zu beluortsn slnd wie Schrvcrmetelb, Cyanid6, halogeniert€ Kohlcn-
wssserstoff€, Polycyclicche Aromatcn, Phenole.

Ausgenommen sind

unvemcidbere Spuren solcher Stofie im Abwaseer in d6rArt und in der Menge, wie sle
auch im Abwasser aß Haushaltungen ilblicherweiae anzutreffen sind;

Stoffo, di6 nicht vcrmieden oder in einer Viröshendlungsanlage zurückgehalten w€rden
können und deren Elnleitung die Gemeinde in dGn EinloitungEbedingungen nach Abs. 3
oder 4 zugelassen hat;

Stoffe, die aufgrund einär Gen€hmigung naoh § 58 des Wasserhsushaltageeotres eln-
gelelt6l wärd6n dorfen.

11. Abwasser aus lndustrl+ und Gewerbebetrleben,

von dcm zu eMarten ist, dass e3 tuch. nach der Behandlung in der Sammelkläranlage
nlcht d€n Mindestantorderungen nach § 57 des Wg8Borhaushaltsgesetse3 entsprechen
wird,

L

I

't2.

- das wärm6r ale +35 'C lat,

- das eincn pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweiot,

- das auflchwlmmende Öle und F€tt6 snthält,

- das als KühlwEs86r b€nuts t wordcn ist.

nicht nsutrelisierles Kondensat aus ölbefeugrtEn Brennrvert-Heizkesseln; das gilt nicht für
Ölbrennwertkeseel bis 200 kW. die mlt Bctilref6hrm€m Hcizöl EL bätrbban wcrdan.

13. nicht neutralisierteg KondenBat aus gasbefeuerten Brenrnrert-Heizkesseln mit elnor Nenn-
wertlelstung ober 2O0 kW.

(3) Die Einleitungsbodingungen nacfi Abe. 2 Nr. 10 Sats 2 avEitor Spiegel8trich werden gegenübor
den €lnzelnen Anschlusspf,ichtigen od€r im Rahman einer Sondervereinbarung festgel€gt.



(4) Über Abs. 3 hlieus kenn di6 Gemeinde ln Elnleltungebodingungen aucfi dia Einleitung von Ab-
wa83€r besoodercr Art und Menge au§schli€ß€n öder von besondcrcn Vorauautsungen äbhängig
mechen, eoweit dica zum Schut: des Botriebspertonals, der Entvrrässerungselnrichtung od* iur
Erf0llung der für den Behieb der Enhiäss€rungtoinrichtung geltenden Vorschrlten, lnebesondsre
d€r B€dingungen und Aullagen dee d€r Gemeinde ertellton vva$€rcchtlichen Bescheids, erforder-
lich ist.

(5) Dle GemelndG kann dle Einlaltungsbodingungen nach Abe. 3 und 4 nsu fesflogen, wenh die Eln-
leitung von Abwasser in di6 Entwäs6erungscinrichtung nicht nur vorubergehend nach Art od6r
Menge wesgntlidt geändort wird oder wenn slch die fOr dcn Betrleb der Entwässerungaeinrichlung
geltenden Gesctsc oder B€scheid6 ändem. Oie Gemdndc kann Frist€n fsstlegen, innerhab Aerer
dic zur Erfüllung der goändorton Anforderungan notwend§en Maßnahmen durchgcltihrt rrcrdcn
müesen.

(6) De Gemeinde kann die Elnleitung von stoffen im sinn der Abs. 1 und 2 zulaesen, wsnn dor
Vsrpflidtlete Vorkchtungon trifr, durdr dle dic Stofre lhr€ g€fährdende odor sdiädlgerde Wirkung
verlleren oder der Betrieb drr Entwäs6erungselnrichtung nlcht.ersctwert wird. ln dielem Fall hat ci
der Gemelnde eine Beschrelbung mit Plänen ln doppelter Ferttgung vorzülegen. Darüber hinaue
kann di€ Gemeinde im Einzoltall, insbesondcrc auforund tatsächlic-tler BaugrundverhaltnlssG, die
Einlaitung von Grund- und Qucllwaa8er Borvie D.äinwaeser zulassen: dle Einzelheiten einschlioßlich
d6r Kostenverüinbarung aind in einer gesondeden VeElnbarung zu r6g6ln.

(7) Loitot der Grundstückseigentümöi Kondensst aus 0lb6feuerten Brenmtert-Flelzkesseln oder aus
ga§befeuerten Br€nnwert'Heizkesseln mit ciner Nannwertleistung üb€r 2OO kW ln die Enlwässe-
rungssinrlcfitung ein, iBt er verplllchtet, das Kondensat zu neulralisier€n und der Gemelnde über die
Funktionsfähigkclt der Ner.rtralieatlonsenlago ,ährlldl elne Bescheinlgung eines Betriebes nach § 2
Abs, 1 Sats 2 Schomsteinfeger-Handwerksgos€E oder elnee geeignitcn Fachbetricbe vorzubgän.

(8) Besondere V,erelnbarungen arvischen dcr Gemeinde und einem Verpflichteten, dle das Einleiten
von Stoffen im Slnn des Abs. I durch antsprechende Vorkehrungen ai der Entwäss€rungseinrich-
tung ermöglichen, bleiben vorbehaften.

(9) Wenn Stofio im Sinn dea Abs. 1 ih eine GrundstücksentwässerungEanlage oder in die Entwä§-
serungselnridrtung gelangen, iet dies der Gemeind€ sofort anzuzeigen.
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§16
Absihelder

§17
Untcmuchung des Abwearere

(1) Die Gemeindc kann üb€r die Att und Monge de3 elngolelteten oder einzuleitenden Atwassers
Au{bdrlues verlangen. Bevor 6r8tmals. Abwaraer eingebltgt oder wBnn Art oder Mcngc des elngc-
leiteten Abwäs8eß geändert werden, iEt dcr Gemelirde aufvedangen nachzuw6lrcn,-oaes das Ab-
wasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot des s 1S fallen.

sofcm mit dem Ahrasser Lelcffiossigkeiten (2. B. BerEin, öle oder Fette) mitabg€schwBmmt w€r-
dön können, ist das AbwEsser {lber in die Grundstocksontwä$€rungsanlage eingäbaute Leidlmüs-
Eigkeits' baiv. Fettabscheider abzuleiten. Oic Abschoid€r Bind nach den altg.mcin ancrkanntcn Rr-
g€ln d€r Tecinlk zu enichton, zu bdtreibEn und rcgclmäßlg zu wartsn. öie Gemelnde kann den
Nachweis dor ordnungsgemäßen Eigenkontrolle, wirtung, Entleerung und Generallnspektion ver-
langcn. Das Abscheidegut ist schadlos zu €ntsorg€n.



(2) Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwagscr jederzeit, auch poriodisch, untersuchcn lalscn. Auf
die UberwechunE wlrd in der Regel verzichtBt, Eqv6it für dl€ Einloilung in die Sammelkenallsatlon
6in€ wasserrechtlich€ G€ndhmigung der Krelsvenraltungsbehörde vorliegt, dle daf0l vorgeschrie-
b€nen unt€rsuchungGn aus der Eigen- oder selbatüberwacfiung ordnungsgemäß durchgstuhrt und
die Ergebnisse der Gem€inde vorgelegt w€rden. Die Gemeinde kann verlangen, dess die nech § 12
Abs.4 elngebautcn Überwacnu4gselnrlchtungen ordnungsgemtß betrieben und dic Mcsserleb
nlsse vorgsl€gt werdon.

't1

§r8
Haftung

(1) Oi€ Gemeinde hafiet unbeschadet Abs. 2 nlcht fOr Schäden, die auf solchen Betrleb$törungen
beruhen, di6 slch auch bel ordnungsgemäßer Planung, AusftJhrung und Unterhattung der Entwä§-
serungseinrichtung nicht vermeiden laB8on. Salz 1 gilt insbesondere auch für Schädcn, die durch
Rückstau hervorgcrufcn tverden.

(2) Die G€melnde hatlet fllr Schäden, dia Bioh aus der Benulzung der Entwässorunglelnrlchtung
ergeben, nur dann, wenn einer Person, dergn 3ich di6 G€meindc zur ErflJllung ihrer Verpfiictrfungen
bedi6nt, VarEatz odcr Fahrlässlgkeit zur Lael fällt.

(3) Der Grundstück8oiger*ümgr und d.r Bcnutser haben fur die ordnungagdmäß€ Benutzung der
Entwässerungseinrichtung einschließlidt d6s Grundstücksanschlwsos zu sorgen.

(4) Wer den Vorschriften dieser Satsung od6r 6iner Sonderv€reinbarung zuwiderhandelt, haftet der
Gomeinde fOr all€ ihr dadurch Entetehenden Schäden und Nachteih. Daaselbe gilt for Sohäden und
Nachteile, di€ durch den mangelhaffen Zustand der Grundst0cksentwässerungsanlage oder des
Grundst0cksanschlusse8 v€rursacht werden, sowEit dieser nach § E vom Grundstockselgent0mer
heaustellen, zu verbessem, zu emeuem, zu ändem und zu untcrhelten sowie stillzulcgcn und zu
b$eitigen ist. Mehrere Verpflichtete hafien ab Gesemtsehuldner.

§1e
Grund3täcksb€nutsung

(1) Der GrundstückE€igentomer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen 6lnschllcßllch Zu-
behör zur Ableitung von Ahrvasoer übcr 3cln im Einrichtungsgcbiot liagendes Grundstück sowi€
sonstig6 §chutzmaßnahmen unentgclt ch zuzulassen, wann und soweit dl6se Maßnahmen fur die
örtliche Abwasserbeseitlgung edorderlicfi sind. DI6s6 Pflicht bdrifft nur Grundstücke, di€ en di€ Ent-
wässerungseinrlchtung angesdflo3s€n odGr anzurchließen sind, die vom Eigenlom€r im wirtschafr-
lichen Zusammenhang mit eirem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenan Grundatock
genuEt werden otbr ftlr dia die Möglichkeit d6r örtlichen Ah,y8ss€rb€seitigung son8t wirbchaftlich
vortoilheft bt. Die Verpflichtung entfälh, sovt €it di6 lnanspruchnahm€ der Grundstaicke den Elgent0-
mer in unzumutbarer Waise belasten worde.

(2) Der Grundatückseigcnt0mer ist f66hEoitig über Art und Umfang der beabsichtigten lnanspruch-
nahme seines Grundstücks zu banachrlchtlgen.

(3) Der Grundstücksoigentümer kann die Verlegung der Anlagen verlangen, wenn slE an d6r bisho-
rlgen Stelle f0r ihn nlohl mghr zumutbar sind. Dic Kosten der Vorlegung hat die Gemeinde zu tragen,
sowtsit die Einrichtung nidt au$schließlich der Entsorgung des Grundstücks dienl

(4) Die Abs. 1 bis 3 gclten nlcht frr ö'ffonüich€ Verkehrswege und Verk€hrEfläohen sowie fttr Grun&
stlicke, die durch Planfeststellung für d€n Bau von öff€ntlichen Vcrkehrswegen und Verkehrsflächen
bestlmrit sind.



§20
Beretungsracht

(1) DerGrundstüd€eigentilmer und der Behutrer dee Grundstücks haben zU dddeni däss zur Über-
wachung ihrer ssEungsmäß§en und geeetrlichon michten die mit dem Vsllzug dleser SäEung be-
euftrqgten Peisonan der Gemeinde zu angemetEoner Tage6zeit Grundstucke, Gebäude, Anlagen,
Einridhtungen, Wdhnufigen und Wohniäufiie ilfi erforderlichen umfarE betreten; auf Verlangeh ha-
ben sich dlese Personcn äuszuwoiBan. lhn6n 161 urigehindert Zugang zu allen Anlag€r{eilen zu g€.
währen und sind die nohivendigen Auskünfie zu erteilen. Der GrundstüCkseigerrtümer und der 6+
nutzer des Grundstückswerden nach M§glichteit vorher verständigl; das gllt nicht f0r Prcbenahmen
und Abwasserme6suRgen.

(2) Naeh andereh Rechtsvoreohriften b€stehende B€tretun§s- und Übenarachungsrechte bleiben un-
berührl.
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§2{
OrdnunFwidrlgkolt6n

(1) Naoh Art. 24 Abs. 2 Satr 2 der Gemeindeordnung kann mit Getdbuße beldgrt werden, wer vor-
Bätrlich

1

2

ein6 der in § 10 Aba. 1, § 11 Abs. 1, Ab§.4 Sätre I und 3, § 12 Abs. I Satr2 und
Aba. 3, § 15 Abs. 9, § 17 Abs. 1 Sats 2 und Abr. 2 §ätza 2 und 3 sowie § 20 Ab§. 1

Sak 2 fest§elegten oder hierauf gaatützten Anzeige-, Auskunfts-, Nachweis- odei
Vorlagepfl ichten verletzt,

entgegen § 10 Aba. 3 Satz 1 vor Zllstimrhung der Gemeinde m der Her8telung oder
And€rung der Grundslücksentwässerungsanlage b€ginnt,

entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 1 eine unrichtige Bestätigung ausstelt
oder entgegren § 11 Abs.4 Satr 1, § 12Abe, 1 Sätz 2 vodegt,

entgegen § 11 Abs, 3, Abs, 4 Sätze 1 und 3 vor Prüfung dar Grundstück§entwässe-
rungsanlage durch einen fachlich g6äign€tEn Unternehmer oder vor Vorlage von des-
sen Bestätlgurig oder vor Prüfung durch die Gemeinde die Leitqrqen verdeeK oder
ein6r Unteisagung der Gemeinde nach § 11 Abs. 4 Sak 2 zuwiderhandell,

6ntge06n § 12Äbs. 1 Satz:1 die GrundstuckBentwä5serun§sanlag6n nieht innerhätb
der vorgegebenen FriSten. überprüfen lässt,

entgegefl den Vorgohriftdn der §§ 14 uhd 15 AhArässer oder sonstige Stofie ln dle
Entwäs§erungEelniiEfitung einleitet oCer einhingt,

7, €ntgegen § 20 Abs. 1 Sats 2 dc1t mit d6m Vollzug diesdr §aEung beauftragtdn Per.
soneri der Gemeinde nidrt ungshindert Zugang zq allen Anlagsnteilen gewährt.

(2) Nach anderen Rechtsvorschrlfr€n Lpstehenda Ordnungswidrigkeitentatbedtände bleib€h unbe.
rührt.

§22
Anordnüngon für d€n Elnzslfell; zwangsr lttel

(l) Die Gemeinde kann zur Erfllllung der nach dieser SaEung b€st6hend6n Verpflichtungen Anord,
nungen für den Einzelfall erlassen.

3

4

5

6
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(2) Ftlr die Eravingung der in dleser Satrung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens od6r
Unterlasssna gelten dh Vorsctrlf,en d6s Bayerischen Vcrlli,afiungszu8lellungs- und Vollstreckungs-
gcBotras.

§23
lnkrafüreten

(1) Diese §atzung trltt 6m 01,08.2025 in Kraft.

(2) Glelchzeitig tritt die Satsung vom 09.02.2017 autlsr Kraft.

GEMEINDE IUIILTACH

Miltach, den 31.07.2025

er
Erster Btlryermei


